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Die von der Generalversammlung 
am 

21. Dezember 2001 angenommene

A/RES/56/212    Globaler Ethikkodex für den Tourismus

Die Generalversammlung,  

unter Hinweis auf ihre Resolution 32/156 vom 19. Dezember 1977, mit der sie das Abkom-
men über die Zusammenarbeit und die Beziehungen zwischen den Vereinten Nationen 
und der Welttourismusorganisation billigte,

in Bekräftigung der Ziffer 5 ihrer Resolution 36/41 vom 19. November 1981, in der sie 
beschloss, dass die Welttourismusorganisation ständig an der ihre Angelegenheiten be-
treffenden Arbeit der Generalversammlung teilnehmen kann,

unter Hinweis auf die am 10. Oktober 1980 unter der Schirmherrschaft der Weltorgani-
sation für Tourismus verabschiedete Erklärung von Manila über den Welttourismus1, die 
Erklärung von Rio über Umwelt und Entwicklung2 und die Agenda 213, die am 14. Juni 
1992 auf der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung verabschie-
det wurden, und Kenntnis nehmend von der am 11. November 2000 auf dem Weltgipfel 
über Frieden durch Tourismus verabschiedeten Erklärung von Amman über Frieden durch 
Tourismus4,

in der Erwägung, dass die Kommission für Nachhaltige Entwicklung auf ihrer im April 1999 
abgehaltenen siebenten Tagung ihr Interesse an einem globalen Ethikkodex für den Tou-
rismus bekundete und die Welttourismusorganisation bat, die Beteiligung sachkundiger 
wichtiger Gruppen an der Ausarbeitung, Umsetzung und Überwachung ihres globalen  
Ethikkodex für den Tourismus zu prüfen5, 

unter Hinweis auf ihre Resolution 53/200 vom 15. Dezember 1998 über die Erklärung des 
Jahres 2002 zum Internationalen Jahr des Ökotourismus, in der sie unter anderem die 
Resolution 1998/40 des Wirtschaftsund Sozialrats vom 30. Juli 1998 bekräftigte, in dem 
Bewusstsein, dass die Weltorganisation für Tourismus dem Ökotourismus, insbesondere 
der Bestimmung des Jahres 2002 zum Internationalen Jahr des Ökotourismus, große Be-
deutung beimisst, wenn es darum geht, eine bessere Verständigung zwischen den Völkern 
überall auf der Welt zu fördern, das Bewusstsein für das reiche Erbe der unterschiedlichen 
Kulturen zu schärfen und eine bessere Würdigung der den verschiedenen Kulturen inne-
wohnenden Werte zu erreichen, um so zu einer Stärkung des Weltfriedens beizutragen, 

in dem Bewusstsein der bedeutenden Dimension und Rolle des Tourismus als positives 
Instrument zur Minderung der Armut und zur Verbesserung der Lebensqualität aller Men-
schen, seines Potenzials, zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung insbesondere der 
Entwicklungsländer beizutragen, und seiner neuen Funktion als treibende Kraft für die För-
derung der internationalen Verständigung, des Friedens und des Wohlstands, 

1. nimmt mit Interesse Kenntnis von dem auf der dreizehnten Tagung der Generalver-
sammlung der Weltorganisation für Tourismus verabschiedeten Globalen Ethikkodex für 
den Tourismus6, der Grundsätze enthält, die als Leitlinie für die Tourismusentwicklung und 
als Bezugsrahmen für die verschiedenen Interessengruppen im Tourismussektor dienen, 
mit dem Ziel, die nachteiligen Auswirkungen des Tourismus auf die Umwelt und das Kul-
turerbe möglichst gering zu halten und gleichzeitig im Hinblick auf die Förderung der nach-
haltigen Entwicklung und der Armutsminderung sowie die Verständigung zwischen den 
Nationen möglichst große Vorteile aus dem Tourismus zu ziehen;  

2. hebt die Notwendigkeit hervor, einen verantwortungsbewussten und nachhaltigen Tou-
rismus zu fördern, der allen Bereichen der Gesellschaft zugute kommen könnte; 

3. bittet die Regierungen und die sonstigen Interessengruppen im Tourismussektor, gege-
benenfalls die Übernahme der Inhalte des Globalen Ethikkodex für den Tourismus in die 
einschlägigen Gesetze, Vorschriften und Standesregeln zu prüfen, und erkennt in diesem 
Zusammenhang mit Dank die Anstrengungen und Maßnahmen an, die einige Staaten be-
reits durchführen;  

4. legt der Welttourismusorganisation nahe, eine wirksame Weiterverfolgung des Globalen 
Ethikkodex für den Tourismus unter Einbeziehung der maßgeblichen Interessengruppen 
im Tourismussektor zu fördern; 

5. ersucht den Generalsekretär, die mit der Durchführung dieser Resolution zusammen-
hängenden Entwicklungen auf der Grundlage der Berichte der Weltorganisation für Touris-
mus weiterzuverfolgen und der Generalversammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung 
darüber Bericht zu erstatten.
1 A/36/236, Anhang, Anlage I.
2 Report of the United Nations Conference on Environment and Development, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992 (United 
Nations publications, Sales No. E.93.I.8 and corrigenda), vol. I: Resolutions adopted by the Confer ence, resolution 1, Anlage I.
3 Ebd., Anlage II
4 Siehe A/55/640.
5 Siehe Offi  cial Records of the Economic and Social Council, 1999, Supplement No. 9 (E/1999/29), Beschluss 7/3
6 Siehe E/2001/61, Anlage

GLOBALER ETHIKKODEX FÜR 
DEN TOURISMUS

angenommen durch Resolution                       
A/RES/406(XIII) im Rahmen der drei-
zehnten Generalversammlung (Santia-
go, Chile, 27. September - 1. Oktober 
1999)

Präambel

Wir, die Mitglieder der Welttouris-
musorganisation, die heute am 1. 
Oktober 1999 in Santiago/Chile 
zu einer Generalversammlung zu-
sammengekommen sind,

unter Bekräftigung der Zielsetzungen 
von Artikel 3 der Satzung der Welt-
tourismusorganisation und im Be-
wusstsein der „entscheidenden und 
zentralen“ Rolle, die diese Organisa-
tion, wie die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen anerkannt hat, bei 
der Förderung und Entwicklung eines 
Tourismus spielt, der zu wirtschaftli-
cher Entwicklung, internationaler Ver-
ständigung, zu Frieden, Wohlstand 
und zur allgemeinen Achtung und 
Einhaltung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten aller Menschen unge-
achtet von Rasse, Geschlecht, Spra-
che oder Religion beiträgt;

in der festen Überzeugung,  dass der 
Tourismus durch die direkten und 
spontanen Kontakte,  die er zwischen 
Männern und Frauen verschiedener 
Kulturen und Lebensweisen vermit-
telt und die nicht nur aus den Medien 
bezogene Eindrücke sind,  eine ent-
scheidende Kraft für den Frieden und 
ein Faktor der Freundschaft und Ver-
ständigung zwischen den Völkern der 
Welt ist;

eingedenk des wesentlichen Grund-
satzes, den Umweltschutz mit der 
wirtschaftlichen Entwicklung und dem 
Kampf gegen die Armut auf nachhalti-
ge Weise in Einklang zu bringen, wie 
es von den Vereinten Nationen 1992 
anlässlich des „Erdgipfels“ in Rio de 
Janeiro formuliert und in der aus die-
sem Anlas verabschiedeten Agenda 
21 zum Ausdruck gebracht wurde; 

unter Berücksichtigung des raschen 
und anhaltenden Wachstums des 
Tourismus sowohl in der Vergangen-
heit als auch in der vorhersehbaren 
Zukunft – ob zu geschäftlichen, kul-
turellen, religiösen oder gesundheitli-
chen Zwecken oder aus Gründen der 
Freizeitgestaltung – und seiner star-
ken  positiven wie negativen  Auswir-
kungen auf die Umwelt, die Wirtschaft 
und die Gesellschaft der entsenden-



den und der aufnehmenden Länder  
sowie auf die Kommunen und die in-
digenen Völker,  die internationalen 
Beziehungen und den Welthandel;

mit dem Ziel der Förderung eines 
verantwortungsbewussten, nach-
haltigen und universell zugängli-
chen Tourismus im Rahmen des 
Rechts aller Menschen auf Nutzung 
ihrer freien Zeit für Freizeitaktivitä-
ten oder Reisen unter Achtung der 
der jeweiligen Gesellschaft offen-
stehenden Wahlmöglichkeiten; 

jedoch in der Überzeugung, dass 
die Welttourismusindustrie insge-
samt viel zu gewinnen hat, wenn 
sie in einer Umwelt operiert, die der 
Marktwirtschaft, dem privaten Un-
ternehmertum und dem freien Han-
del förderlich ist und ihren Nutzen 
zur Erzeugung von Wohlstand und 
Beschäftigung optimiert;

ferner in der festen Überzeugung, 
dass -sofern eine Reihe von Grund-
sätzen und bestimmte Regeln 
beachtet werden- ein verantwor-
tungsbewusster und nachhaltiger 
Tourismus keineswegs unverein-
bar ist mit der wachsenden Libera-
lisierung der Bedingungen, die den 
Handel mit Dienstleistungen regeln 
und für die auf diesem Sektor täti-
gen Unternehmen gelten, und dass 
es möglich ist, in diesem Bereich 
Wirtschaft, Ökologie, Umwelt und 
Entwicklung, Offenheit gegenüber 
dem Welthandel und Schutz der 
sozialen und kulturellen  Identitäten 
miteinander in Einklang zu bringen;

in der Erwägung, dass im Falle ei-
nes derartigen Ansatzes alle an der 
Tourismusentwicklung beteiligten 
Anspruchsgruppen – nationale, re-
gionale und kommunale Verwal-
tungen, Unternehmen, Verbände, 
Arbeitnehmer dieses Sektors, Nicht-
regierungsorganisationen und Or-
gane jeder Art, die zur Tourismusin-
dustrie gehören, sowie die Medien 
und die Touristen selbst auf unter-
schiedliche, jedoch interdependente 
Weise für die den Einzelnen und die 
Gesellschaft betreffende Entwick-
lung des Tourismus verantwortlich 
sind und dass die Formulierung ih-
rer individuellen Rechte und Pfl ich-
ten zur Verwirklichung dieses Ziels 
beitragen wird;

mit der Verpfl ichtung,  gemäß den 
von der Welttourismusorganisation 
seit Verabschiedung von Resolu-
tion 364 (XII) anlässlich der Gene-
ralversammlung 1997 (Istanbul) 
angestrebten Zielsetzungen, eine 
wirkliche Partnerschaft zwischen 

den staatlichen und privaten An-
spruchsgruppen der Tourismusent-
wicklung zu fördern, und in dem 
Wunsch, dass sich eine Partner-
schaft und Zusammenarbeit dersel-
ben Art auf offene und ausgewoge-
ne Weise auch auf die Beziehungen 
zwischen den entsendenden und 
den aufnehmenden Ländern und 
deren jeweilige Tourismusindustri-
en erstrecken möge; 

im Anschluss an die Erklärungen 
von Manila über den Welttourismus 
1980 und über die sozialen Auswir-
kungen des Tourismus 1997 sowie 
an die Tourismus-Charta und die 
Verhaltensregeln für Touristen,  die 
1985 in Sofi a unter der Schirmherr-
schaft der WTO verabschiedet wur-
den;

jedoch in der Auffassung, dass die-
se Übereinkommen durch eine Rei-
he interdependenter Grundsätze zu 
ihrer Interpretation und Anwendung 
ergänzt werden sollten, nach denen 
die an der Tourismusentwicklung 
beteiligten Anspruchsgruppen ihr 
Verhalten an der Schwelle zum 21. 
Jahrhundert ausrichten sollten;

unter Heranziehung – für die Zwe-
cke dieses Übereinkommens – der 
auf das Reisen anwendbaren De-
fi nitionen und Klassifi kationen – in 
erster Linie der Begriffe  „Besucher“, 
„Tourist“ und „Tourismus“, wie sie 
auf der Internationalen Konferenz 
in Ottawa vom 24. - 28. Juni 1991 
verabschiedet und von der Statisti-
schen Kommission der Ver einten 
Nationen auf ihrer 27. Sitzung 1993 
gebilligt wurden;

bezugnehmend vor allem auf folgende 
Übereinkommen:

die allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte vom 10. Dezember 1948;

den Internationalen Pakt über wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Rechte vom 
16. Dezember 1966;

den Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte vom 16. Dezember 
1966;

das Warschauer Abkommen über die Be-
förderung im internationalen Luftverkehr 
vom 12. Oktober 1922;

das Übereinkommen von Chicago über 
die internationale Zivilluftfahrt vom 7. 
Dezember 1944 und die damit in Zusam-
menhang stehenden Übereinkommen 
von Tokio, Den Haag und Montreal;

das Abkommen über die Zollerleichterun-
gen im Touristenverkehr vom 4. Juli 1954 
und das dazugehörige Protokoll; 

das Übereinkommen zum Schutze des 
Kultur- und Naturerbes der Welt vom 23. 
November 1972;

die Erklärung von Manila über den Welt-
tourismus vom 10. Oktober 1980;

die Resolution der 6. Generalversamm-
lung der WTO (Sofi a), in der die Touris-
mus-Charta und die Verhaltensregeln für 
Touristen vom 26. September 1985 ver-
abschiedet wurden;

das Übereinkommen über die Rechte 
des Kindes vom 26. Januar 1990;

die Resolution der 9. Generalversamm-
lung der WTO (Buenos Aires) vom 4. 
Oktober 1991 betreffend vor allem die 
Erleichterung des Reisens und die Si-
cherheit von Touristen;

die Erklärung von Rio über Umwelt und 
Entwicklung vom 13. Juni 1992;

das Allgemeine Übereinkommen über 
den Handel mit Dienstleistungen vom 15. 
April 1994, 

das Übereinkommen über Biodiversität 
vom 6. Januar 1993;

die Resolution der 11. Generalversamm-
lung der WTO (Kairo) über die Verhinde-
rung des organisierten Sex-Tourismus 
vom 22. Oktober 1995;

die Erklärung von Stockholm über die 
Verhinderung der kommerziellen sexu-
ellen Ausbeutung von Kindern vom 28. 
August 1996;

die Erklärung von Manila über die sozi-
alen Auswirkungen des Tourismus vom 
22. Mai 1997;

Übereinkommen und Empfehlungen 
der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion betreffend kollektive Überein-
kommen, das Verbot der Zwangsar-
beit und der Kinderarbeit, den Schutz 
der Rechte indigener Völker und die 
Gleichbehandlung und Nichtdiskri-
minierung am Arbeitsplatz;

bekräftigen das Recht auf Tou-
rismus und Freizügigkeit für 
Touristen;

verleihen unserem Wunsch Aus-
druck, eine gerechte, verantwor-
tungsbewusste und nachhalti-
ge Welttourismus-Ordnung zu 
fördern, die allen Sektoren der 
Gesellschaft Nutzen bringt, im 
Kontext einer offenen und libera-
lisierten Weltwirtschaft,   und

verabschieden zu diesem Zweck 
feierlich die Grundsätze des Glo-
balen Ethikkodex für den Touris-
mus.



1.  Der Beitrag des Tourismus zu 
gegenseitigem Verständnis und 
Respekt zwischen Völkern und 
Gesellschaften

1. Das Verständnis für die allen 
Menschen gemeinsamen ethischen 
Werte sowie deren Förderung und 
eine Einstellung, die Toleranz und 
Respekt für die vielfältigen religi-
ösen, philosophischen und mora-
lischen Überzeugungen beweist, 
sind Grundlage und Folge eines 
verantwortungsbewussten Touris-
mus; die an der Tourismusentwick-
lung beteiligten Anspruchsgruppen 
und die Touristen selbst sollten die 
gesellschaftlichen und kulturellen 
Traditionen und Bräuche aller Völ-
ker, einschließlich Minderheiten 
und indigener Völker, beachten und 
ihren Wert anerkennen;

2. Touristische Aktivitäten sollten 
im Einklang mit den Eigenheiten 
und Traditionen der Gastregionen 
und –länder stehen und deren Ge-
setze, Sitten und Gebräuche res-
pektieren;

3. Die gastgebenden Gemein-
schaften einerseits und die örtli-
chen Fachleute andererseits sollten 
sich mit den sie besuchenden Tou-
risten vertraut machen, sie respek-
tieren und sich über ihren Lebens-
stil, ihre Vorlieben und Erwartungen 
informieren; die Bildung und Ausbil-
dung, die die Fachleute erhalten 
haben, tragen zu einer freundlichen 
Aufnahme bei;

4. Aufgabe der Behörden ist es, die 
Touristen und Besucher sowie de-
ren Eigentum zu schützen; sie müs-
sen der Sicherheit ausländischer 
Touristen aufgrund deren potentiel-
ler Schutzlosigkeit besondere Auf-
merksamkeit schenken; sie sollten 
die Einführung spezieller Mittel zur 
Information, Vorbeugung, Sicher-
heit, Versicherung und Unterstüt-
zung entsprechend den Bedürfnis-
sen der Touristen erleichtern; alle 
gegen Touristen oder Beschäftige 
der Tourismusindustrie gerichte-
ten Angriffe, Tätlichkeiten, Entfüh-
rungen oder Drohungen sowie die 

vorsätzliche Zerstörung von touris-
tischen Einrichtungen oder Teilen 
des Kultur- und Naturerbes sollten 
scharf verurteilt und entsprechend 
den nationalen Gesetzen bestraft 
werden;

5. Touristen und Besucher sollten 
auf ihren Reisen keine Straftaten 
oder andere Handlungen begehen, 
die den Gesetzen des besuchten 
Landes zufolge als strafbar gelten, 
und ein Verhalten, das von der ört-
lichen Bevölkerung als anstößig 
oder beleidigend empfunden wird 
oder die örtliche Umgebung schä-
digen kann, vermeiden; sie soll-
ten nicht mit verbotenen Drogen, 
Waffen, Antiquitäten, geschützten 
Arten, Produkten und Substanzen 
handeln, die gefährlich oder den 
nationalen Bestimmungen zufolge 
verboten sind; 

6. Touristen und Besucher sind 
verpfl ichtet, sich schon vor der Ab-
reise mit den Besonderheiten der 
Länder, die sie besuchen wollen, 
vertraut zu machen; sie müssen 
sich der Gesundheits- und Sicher-
heitsrisiken, die mit jeder Reise au-
ßerhalb ihrer üblichen Umgebung 
verbunden sind, bewusst sein und 
sich so verhalten, dass diese Risi-
ken so klein wie möglich gehalten 
werden;

2.  Der Tourismus als möglicher 
Weg zu individueller und kollek-
tiver Erfüllung

1. Der Tourismus ist die Aktivität, 
die meist mit Ruhe und Entspan-
nung, Sport sowie Kultur- und Na-
turerleben in Verbindung gebracht 
wird, und sie sollte als privilegierter 
Weg zu individueller und kollektiver 
Erfüllung geplant und praktiziert 
werden; mit einer hinreichend offe-
nen Einstellung ist der Tourismus 
ein unersetzliches Mittel zur Selbst-
erziehung; er fördert die gegensei-
tige Toleranz und das Verständnis 
für legitime Unterschiede zwischen 
Völkern und Kulturen und ihre Viel-
falt;

2. im Rahmen touristischer Ak-
tivitäten sollte die Gleichheit von 
Männern und Frauen respektiert 
werden; die Menschenrechte und 
insbesondere die individuellen 
Rechte der sensibelsten Gruppen, 
vor allem der Kinder, alten Men-
schen, Behinderten, ethnischen 
Minderheiten und indigenen Völker, 
sollten gefördert werden;

3. die Ausbeutung von Menschen 
in jeder Form, vor allem die sexu-
elle Ausbeutung, besonders bei 
Kindern, widerspricht den grundle-
genden Zielen des Tourismus und 
ist die Verneinung des Tourismus; 
als solche sollte sie in Übereinstim-
mung mit dem Völkerrecht und in 
Zusammenarbeit aller betroffenen 
Länder energisch bekämpft und 
durch die nationalen Gesetze so-
wohl der besuchten Länder als auch 
der Länder der Täter schonungslos 
bestraft werden, selbst wenn diese 
Handlungen im Ausland begangen 
werden;

4. Reisen zu religiösen, gesund-
heitlichen, bildungsbezogenen 
und kulturellen Zwecken oder der 
Austausch zum Zweck des Spra-
cherwerbs stellen besonders förde-
rungswürdige Formen des Touris-
mus dar;

5. ferner sollte darauf hingearbeitet 
werden, dass der Wert des touristi-
schen Austauschs, die wirtschaftli-
chen, gesellschaftlichen und kultu-
rellen Vorteile des Tourismus sowie 
dessen Gefahren in die Lehrpläne 
aufgenommen werden;

3. Der Tourismus als Faktor für 
eine nachhaltige Entwicklung

1. Alle am Tourismus beteiligten 
Anspruchsgruppen sollten die natür-
liche Umwelt mit dem Ziel schützen, 
ein gesundes, kontinuierliches und 
nachhaltiges Wirtschaftswachstum 
zu erreichen, das den Bedürfnissen 
und Zielen gegenwärtiger und künf-
tiger Generationen gerecht wird;

2. alle Formen der touristischen 
Entwicklung, die zur Erhaltung sel-
tener und wertvoller Ressourcen 



beitragen, vor allem von Wasser 
und Energie, und die so wenig Müll 
wie möglich produzieren, sollten 
Priorität erhalten und von den natio-
nalen, regionalen und kommunalen 
Behörden gefördert werden;

3. es sollte eine zeitliche Staffe-
lung von Touristen- und Besucher-
strömen, vor allem bedingt durch 
Urlaub und Schulferien, und eine 
gleichmäßigere Verteilung der Feri-
en angestrebt werden, um die Um-
weltbelastung infolge touristischer 
Aktivitäten zu verringern und den 
günstigen Einfl uss auf die Touris-
musindustrie und die örtliche Wirt-
schaft zu vergrößern;

4. die touristische Infrastruktur soll-
te so angelegt und die touristischen 
Aktivitäten  so geplant werden, dass 
das Naturerbe, d.h. die Ökosysteme 
und die Artenvielfalt, geschützt und 
gefährdete Wildtierarten erhalten 
werden; die an der Tourismusent-
wicklung beteiligten Anspruchs-
gruppen und vor allem die Fach-
leute sollten sich darauf einigen, 
ihren Aktivitäten Beschränkungen 
oder Grenzen aufzuerlegen, wenn 
diese in besonders sensiblen Ge-
bieten ausgeübt werden: Wüsten, 
polare Regionen, Hochgebirgsre-
gionen, Küstengebiete, Tropenwäl-
der oder Feuchtgebiete, die sich für 
die Schaffung von Naturreservaten 
oder Schutzgebieten eignen;

5. der Naturtourismus und der 
Ökotourismus werden als beson-
ders förderlich für die Aufwertung 
und Verbesserung der Stellung 
des Tourismus erachtet, sofern das 
Naturerbe und die örtliche Bevöl-
kerung respektiert und die Aufnah-
mekapazität der Orte berücksichtigt 
werden.

4. Der Tourismus als Nutzer des 
Kulturerbes der Menschheit und 
Beitrag zu dessen Pfl ege

1. Touristische Ressourcen sind 
Teil des gemeinsamen Erbes der 
Menschheit; die Gemeinschaften, 
in deren Gebiet sie sich befi nden, 
haben ihnen gegenüber besondere 
Rechte und Pfl ichten;

2. im Rahmen touristischer Po-
litiken und Aktivitäten sollte das 
künstlerische, archäologische und 
kulturelle Erbe respektiert werden; 
es sollte geschützt und an die künf-
tigen Generationen weitergeben 
werden; besondere Sorgfalt sollte 
auf die Erhaltung und Aufwertung 
von Denkmälern, Schreinen und 
Museen sowie auf archäologische 
und historische Stätten verwandt 
werden, die in hohem Maße für Be-
suche von Touristen offen stehen 
sollten; unter Berücksichtigung der 
Rechte ihrer Besitzer sollte der öf-
fentliche Zugang zu Kulturgütern 
und –denkmälern in Privatbesitz 
sowie der Zugang zu religiösen 
Gebäuden gefördert werden, ohne 
dass dadurch jedoch das normale 
Bedürfnis der Gläubigen, Andacht 
zu halten, beeinträchtigt wird;

3. Eintrittsgelder, die für Besuche 
von Kulturstätten und Denkmälern 
erhoben werden, sollten zumindest 
teilweise für Unterhalt, Schutz, Ent-
wicklung und Verschönerung die-
ses Erbes eingesetzt werden;

4. touristische Aktivitäten sollten 
so geplant werden, dass traditio-
nelle Kulturprodukte sowie alther-
gebrachtes Kunsthandwerk und 
Folklore überleben und blühen kön-
nen und nicht dadurch entarten und 
standardisiert werden.

5. Der Tourismus als Aktivität, 
die für das Gastland und seine 
Bevölkerungsgruppen förderlich 
ist

1. Die örtlichen Bevölkerungsgrup-
pen sollten in touristische Aktivitä-
ten eingebunden werden und einen 
gerechten Anteil an den wirtschaft-
lichen, gesellschaftlichen und kultu-
rellen Vorteilen haben, die diese Ak-
tivitäten mit sich bringen, vor allem 
hinsichtlich der Schaffung direkter 
und indirekter tourismusbezogener 
Arbeitsplätze;

2. Tourismuspolitiken sollten so 
umgesetzt werden, dass sie dazu 
beitragen, den Lebensstandard der 
Bevölkerung in den besuchten Re-

gionen zu heben und ihre Bedürf-
nisse zu befriedigen; im Rahmen 
der allgemeinen und baulichen 
Planung sowie des Betriebs tou-
ristischer Urlaubsorte sollten diese 
soweit wie möglich in die örtliche 
Wirtschaft und das soziale Gefü-
ge eingebunden werden; bei glei-
cher Qualifi kation sollte örtlichen 
Arbeitskräften Vorrang eingeräumt 
werden;

3. besondere Aufmerksamkeit soll-
te den spezifi schen Problemen der 
Küstengebiete und Inseln sowie 
den sensiblen ländlichen oder ge-
birgigen Regionen geschenkt wer-
den, für die der Tourismus ange-
sichts des Rückgangs traditioneller 
Wirtschaftsaktivitäten häufi g eine 
der wenigen Entwicklungsmöglich-
keiten darstellt;

4. Tourismusfachleute, vor allem 
Investoren, für die die von den Be-
hörden festgelegten Regelungen 
gelten, sollten Studien über die 
Auswirkungen ihrer Entwicklungs-
projekte auf die Umwelt und die 
natürliche Umgebung erstellen; sie 
sollten ferner mit der größten Trans-
parenz und Objektivität über ihre 
künftigen Pläne und deren vorher-
sehbare Auswirkungen informieren 
und einen Dialog über deren Inhalt 
mit den betroffenen Bevölkerungs-
gruppen anstreben.

6. Pfl ichten der an der touristi-
schen Entwicklung beteiligten 
Anspruchsgruppen

1. Tourismusfachleute haben die 
Pfl icht, den Touristen objektive und 
zuverlässige Informationen über 
ihre Zielorte sowie über die Rei-
sebedingungen, Gastfreundschaft 
und Aufenthalte zur Verfügung zu 
stellen; sie sollten sicherstellen, 
dass die ihren Kunden vorgelegten 
Vertragsbestimmungen hinsichtlich 
Art, Preis und Qualität der Dienst-
leistungen, zu deren Erbringung sie 
sich verpfl ichten, sowie hinsichtlich 
der fi nanziellen Entschädigung, die 
Tourismusfachleute im Falle eines 
einseitigen Vertragsbruchs zu zah-



len haben, leicht verständlich sind;

2. Tourismusfachleute sollten sich, 
insoweit dies von ihnen abhängt, in 
Zusammenarbeit mit den Behörden 
um Sicherheit, Unfallverhütung, Ge-
sundheitsschutz und Lebensmittel-
sicherheit für diejenigen bemühen, 
die ihre Dienstleistungen in An-
spruch nehmen; ebenso sollten sie 
für geeignete Systeme für Versiche-
rung und Hilfe sorgen; sie sollten 
die gemäß den nationalen Bestim-
mungen vorgeschriebene Pfl icht 
zur Berichterstattung akzeptieren 
und im Falle der Nichteinhaltung 
ihrer vertraglichen Verpfl ichtungen 
eine angemessene Entschädigung 
zahlen;

3. Tourismusfachleute sollten, im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten, zur 
kulturellen und spirituellen Erfüllung 
der Touristen beitragen und ihnen 
während ihrer Reisen ermöglichen, 
ihren Glauben zu praktizieren;

4. die Behörden der Herkunftslän-
der der Touristen und der Gastlän-
der sollten in Zusammenarbeit mit 
den betroffenen Fachleuten und de-
ren Verbänden sicherstellen, dass 
die notwendigen Mechanismen für 
den Rücktransport der Touristen im 
Falle der Zahlungsunfähigkeit des 
Reiseveranstalters vorhanden sind;

5. vor allem im Falle einer Krise 
haben die Regierungen das Recht 
– und die Pfl icht –, ihre Staatsbür-
ger über die schwierigen Umstände 
oder sogar Gefahren, denen sie bei 
ihren Auslandsreisen ausgesetzt 
sein können, zu unterrichten; sie 
stehen jedoch in der Pfl icht, derar-
tige Informationen so weiterzuge-
ben,  dass die Tourismusindustrie 
des Gastlandes und die Interessen 
ihrer eigenen Veranstalter nicht auf 
ungerechtfertigte oder übertriebene 
Weise geschädigt werden; der In-
halt von Reiseempfehlungen sollte 
daher zuvor mit den Behörden der 
Gastländer und den betroffenen 
Fachleuten diskutiert werden; Emp-
fehlungen sollten dem Ernst der 
jeweiligen Situation strikt angemes-
sen und auf die geographischen 
Regionen beschränkt sein, in de-
nen die unsichere Lage aufgetreten 
ist; derartige Empfehlungen sollten 
relativiert oder aufgehoben werden, 
sobald die Rückkehr zur Normalität 
dies gestattet;

6. die Presse, vor allem die 
Fachpresse für den Reisesektor, 
und andere Medien einschließlich 
moderner elektronischer 
Kommunikationsmittel sollten 
zuverlässige und ausgewogene 
Informationen über Ereignisse 
und Situationen zur Verfügung 
stellen, die die Touristenströme 
beeinfl ussen könnten; ferner sollten 
sie den Nutzern touristischer 
Dienstleistungen genaue und 
verlässliche Informationen 
vermitteln; die neuen Technologien 
auf dem Gebiet der Kommunikation 
und des E-Commerce sollten 
ebenfalls zu diesem Zweck 
weiterentwickelt und genutzt 
werden; wie im Falle der Medien 
sollten auch sie in keiner Weise den 
Sextourismus fördern.

7. Das Recht auf Tourismus

1. Die Aussicht auf den unmittel-
baren und persönlichen Zugang 
zur Entdeckung und zum Genuss 
der Ressourcen des Planeten ist 
ein Recht, das allen Bewohnern der 
Welt in gleicher Weise offen steht; 
die zunehmend extensive Beteili-
gung am nationalen und internatio-
nalen Tourismus sollte als eine der 
bestmöglichen Formen der Nutzung 
der ständig zunehmenden Freizeit 
angesehen und es sollten ihr keine 
Hindernisse in den Weg gelegt wer-
den;

2. Das universelle Recht auf Touris-
mus muss als Folge des Rechts auf 
Erholung und Freizeit einschließlich 
einer vernünftigen Begrenzung der 
Arbeitszeit und des regelmäßigen 
bezahlten Urlaubs angesehen wer-
den, das in Artikel 24 der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte 
und Artikel 7d des Internationalen 
Pakts über wirtschaftliche, sozia-
le und kulturelle Rechte garantiert 
wird;

3. der Sozialtourismus und insbe-
sondere der Verbandstourismus, 
der den breiten Zugang zu Freizeit, 
Reise und Ferien erleichtert, sollte 
mit staatlicher Unterstützung aus-
gebaut werden;

4. der Tourismus von Familien, 
jungen Menschen und Senioren 
sowie Behinderten sollte gefördert 
und erleichtert werden.

8. Touristische Freizügigkeit

1. In Übereinstimmung mit Artikel 
13 der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte sollten sich Touris-
ten und Besucher unter Beachtung 
des Völkerrechts und der nationalen 
Gesetze frei in ihren eigenen Län-
dern und von einem in den anderen 
Staat bewegen können; sie sollten 
ohne unverhältnismäßige Formali-
täten oder Diskriminierung Zugang 
zu Transit- und Aufenthaltsorten so-
wie zu touristischen und kulturellen 
Stätten haben; 

2. Touristen und Besucher soll-
ten Zugang zu allen verfügbaren 
Formen der internen und externen 
Kommunikation haben; sie sollten 
raschen und einfachen Zugang zu 
den lokalen Behörden genießen; in 
Übereinstimmung mit den gelten-
den diplomatischen Übereinkom-
men sollte es ihnen frei stehen, 
Kontakt zu den konsularischen Ver-
tretern ihrer Herkunftsländer aufzu-
nehmen;

3. Touristen und Besucher sollten 
hinsichtlich der Vertraulichkeit per-
sönlicher Daten und Informationen 
über diese Daten, vor allem wenn 
sie elektronisch gespeichert sind, 
dieselben Rechte genießen wie die 
Staatsbürger des besuchten Lan-
des;

4. Verwaltungsverfahren hinsicht-
lich Grenzüberschreitungen sollten 
- unabhängig davon, ob sie in die 
Zuständigkeit des Staates fallen 
oder sich aus internationalen Über-
einkommen, wie beispielsweise 
Visa oder Gesundheits- und Zoll-
formalitäten ergeben –, soweit wie 
möglich angepasst werden, um die 
größtmögliche Reisefreiheit und 
den allgemeinen Zugang zum in-
ternationalen Tourismus zu ermög-
lichen; der Abschluss von Verein-
barungen zwischen Ländergruppen 
zur Harmonisierung und Vereinfa-
chung dieser Verfahren sollte ge-



fördert werden; Sondersteuern und 
Abgaben, die auf die Tourismusin-
dustrie erhoben werden und ihre 
Wettbewerbsfähigkeit beeinträch-
tigen, sollten allmählich abgebaut 
oder korrigiert werden;

5. sofern es die wirtschaftliche 
Lage der Herkunftsländer der Rei-
senden erlaubt, sollten diese eine 
bestimmte Menge der für ihre Rei-
sen benötigten konvertierbaren 
Währungen erwerben können.

9. Die Rechte der Beschäftigten 
und Unternehmer in der Touris-
musindustrie

1. Die Grundrechte der Ange-
stellten und Selbständigen in der 
Tourismusindustrie und den damit 
verbundenen Bereichen sollten in 
Anbetracht der besonderen Belas-
tungen aufgrund der Säsonabhän-
gigkeit ihrer Tätigkeit, der globalen 
Dimension ihrer Industrie und der 
häufi g von Ihnen infolge der Art 
ihrer Arbeit verlangten Flexibilität 
durch die Kontrolle der nationa-
len und lokalen Behörden sowohl 
der Herkunftsstaaten als auch der 
Gastländer mit besonderer Sorgfalt 
garantiert werden;

2. Angestellte und Selbständige in 
der Tourismusindustrie haben das 
Recht auf eine angemessene beruf-
liche Grundausbildung und Fortbil-
dung sowie die Pfl icht, diese zu er-
werben; sie sollten angemessenen 
sozialen Schutz erhalten; die Ar-
beitsplatzunsicherheit sollte so weit 
wie möglich eingeschränkt werden; 
den Saisonarbeitern in diesem Be-
reich sollte ein Sonderstatus unter 
besonderer Beachtung der sozialen 
Fürsorge gewährt werden;

3. allen natürlichen oder juristi-
schen Personen sollte es, sofern 
sie über die notwendigen Fähig-
keiten oder Kenntnisse verfügen, 
möglich sein, auf dem Gebiet des 
Tourismus entsprechend der beste-
henden nationalen Gesetzgebung 
berufl ich tätig zu werden; Unterneh-
mer und Investoren – vor allem im 

mittelständischen Bereich – sollten 
Anspruch auf freien Zugang zum 
Tourismussektor bei einem Mini-
mum an gesetzlichen oder verwal-
tungstechnischen Einschränkungen 
haben;

4. ein Erfahrungsaustausch für 
Führungskräfte, Mitarbeiter und 
Selbständige aus verschiedenen 
Ländern trägt zur Förderung der 
Entwicklung der Welttourismus-
industrie bei; diese Bewegungen 
sollten so weit wie möglich und in 
Übereinstimmung mit den gelten-
den nationalen Gesetzen und inter-
nationalen Übereinkommen erleich-
tert werden;

5. als unersetzlicher Faktor der 
Solidarität bei der Entwicklung und 
dem dynamischen Wachstum des 
internationalen Handels sollten die 
multinationalen Unternehmen der 
Tourismusindustrie die vorherr-
schende Stellung, die sie manch-
mal einnehmen, nicht ausnutzen; 
sie sollten es vermeiden, sich zum 
Werkzeug für die Einführung von 
den Gastländern künstlich aufgenö-
tigten kulturellen und gesellschaft-
lichen Modellen zu machen; im 
Austausch für ihre Investitions- und 
Handelsfreiheit, die in vollem Maße 
anerkannt werden sollte, sollten sie 
sich in der örtlichen Entwicklung 
engagieren, dabei jedoch vermei-
den, durch exzessive Rückführung 
ihrer Gewinne oder ihrer induzier-
ten Importe ihren Beitrag zu den 
Volkswirtschaften, in denen sie sich 
niedergelassen haben, zu mindern;

6. Partnerschaft und der Aufbau 
ausgewogener Beziehungen zwi-
schen den Unternehmen der Her-
kunftsländer und der Gastländer 
tragen zur nachhaltigen Entwick-
lung des Tourismus und einer ge-
rechten Verteilung der Wachstums-
gewinne bei;

10. Umsetzung der Grundsätze 
des Globalen Ethikkodexes für 
den Tourismus

1. Die öffentlichen und privaten an 
der touristischen Entwicklung be-
teiligten Anspruchsgruppen sollten 
bei der Umsetzung dieser Grund-
sätze zusammenarbeiten, und ihre 
tatsächliche Anwendung überwa-
chen;

2. die an der touristischen Entwick-
lung beteiligten Anspruchsgruppen 
sollten die Rolle der internationalen 
Organisationen, an erster Stelle der 
Welttourismusorganisation, sowie 
der Nichtregierungsorganisationen 
mit Kompetenz auf den Gebieten 
Tourismusförderung und entwick-
lung, Schutz der Menschenrechte, 
der Umwelt und der Gesundheit un-
ter angemessener Beachtung der 
allgemeinen Grundsätze des Völ-
kerrechts anerkennen;

3. diese Anspruchsgruppen soll-
ten ihre Absicht deutlich machen, 
alle Streitigkeiten bezüglich der 
Anwendung oder Interpretation 
des Globalen Ethikkodexes für den 
Tourismus durch ein unparteiisches 
drittes Gremium mit der Bezeich-
nung Weltausschuss für Touris-
musethik schlichten zu lassen.



T HE  W O R LD T OU R ISM  O RG A NIZA T ION

a United Nations specialized agency, is the
leading international organization with
the decisive and central role in world
tourism. It serves as a global forum for
tourism policy issues and a practical source
of tourism know how.  Its   membership
includes 154 countries, seven territories
and more than 370 Affiliate Members
representing local government, tourism
associations and private enterprise.
UNWTO´s mission is to promote and
develop tourism as a significant means of
fostering international peace  and
understanding, economic development
and international trade.

www.unwto.org


